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Die Mutter war‘s!
Nach einem langen und erfüllten Leben nehmen wir Abschied 

von unserer Mutter, Oma, Uroma und Ururoma
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In stiller Trauer und großer Dankbarkeit Deine Kinder
Dr. Wolfgang Vogler
Dr. Klaus Vogler
Dr. Renate Hill
Reinhard Vogler

Deine sieben Enkel, elf Urenkel, die Ururenkelin Miriam sowie
die Schwiegerkinder und Schwiegerenkel aus aller Welt.

Die Trauerfeier findet am Samstag, den 15. Oktober 2016, um 11.00 Uhr 
auf dem Westfriedhof in Magdeburg statt.

Von Blumenspenden bitten wir Abstand zu nehmen. Es besteht die Möglichkeit, 
für das Projekt „Dialog der Generationen“ zu spenden, dessen Gründungsmutter
sie war, und worin sie bis kurz vor ihrem Tod noch viele internationale Studenten 

in der deutschen Sprache unterrichtet hat.

ANZEIGE

NACHRICHTEN

Ex-Premier Blair erwägt
politisches Comeback
London. Der ehemalige britische
Premierminister Tony Blair (1997
bis 2007) erwägt ein politisches
Comeback. Er wolle die Mitte ge-
genüber den Konservativen und
den »Linksextremisten« stärken,
sagte Blair in einem am Freitag
veröffentlichten Interview des
Magazins »Esquire«. Er wisse aber
nicht, ob es eine »Rolle« für ihn
gebe, fügte der 63-jährige La-
bour-Politiker hinzu. Er fühle sich
»stark betroffen« und sei »sehr
motiviert«, aber die Frage, was er
genau beitragen könne, bleibe
»offen«, fügte Blair hinzu. Blair
sprach von einer »gewaltigen Re-
aktion« gegen die von ihm ver-
tretene Politik. AFP/nd

Politkowskaja-Mord: Ruf
nach neuen Ermittlungen
Moskau. Am zehnten Todestag der
kremlkritischen Journalistin Anna
Politkowskaja hat die oppositio-
nelle Zeitung »Nowaja Gaseta« der
russischen Führung mangelnden
Aufklärungswillen vorgeworfen.
Frühere Kollegen der ermordeten
Reporterin forderten die Justiz am
Freitag in einem Video auf, end-
lich nach den Drahtziehern zu su-
chen. »Der Auftraggeber des Mor-
des an meiner Mutter muss ge-
funden werden«, appellierte Po-
litkowskajas Sohn Ilja in dem et-
wa dreiminütigen Clip. Auch die
Menschenrechtsorganisation Am-
nesty International kritisierte, dass
bei den bisherigen Gerichtspro-
zessen zu dem Fall nie über die
Hintermänner gesprochen wurde.
»Ein Anschlag auf Journalisten ist
immer auch ein Anschlag auf die
Wahrheit«, sagte Sergej Nikitin,
Russland-Chef von Amnesty In-
ternational. Politkowskaja war am
7. Oktober 2006 vor ihrer Woh-
nung in Moskau erschossen wor-
den. Sie hatte vor allem aus dem
russischen Konfliktgebiet Tschet-
schenien im Nordkaukasus über
Menschenrechtsverletzungen be-
richtet. dpa/nd

Europarat: Türkei muss
Ausnahmerecht beenden
Straßburg. Der Menschenrechts-
beauftragte des Europarats hat die
Türkei aufgefordert, den Aus-
nahmezustand so schnell wie
möglich zu beenden. Das Land
müsse dringend wieder rechts-
staatliche Verfahren einführen,
schrieb Nils Muiznieks in einem
Bericht vom Freitag nach einem
Besuch in dem Land Ende Sep-
tember. Ankara hatte den Aus-
nahmezustand nach dem Putsch-
versuch Mitte Juli verhängt und
Anfang der Woche um drei Mo-
nate bis Mitte Januar verlängert.
Die Dekrete gäben den Behörden
sehr viel Macht und beschränkten
Menschenrechtsstandards sowie
das Rechtsstaatsprinzip, schrieb
Muiznieks. dpa/nd

Türkischer Botschafter
zurück in Berlin
Berlin. Der türkische Botschafter
in Berlin, Hüseyin Avni Karsioglu,
ist nach mehrmonatiger Abwe-
senheit nach Deutschland zu-
rückgekehrt. Der Staatssekretär
im Auswärtigen Amt, Markus
Ederer, begrüßte dies als »einen
wichtigen positiven Schritt in den
bilateralen Beziehungen«. Karsi-
oglu war abgezogen worden,
nachdem der Bundestag die Mas-
saker an den Armeniern und an-
deren christlichen Minderheiten
im Osmanischen Reich während
des Ersten Weltkrieges als Völ-
kermord eingestuft hatte. AFP/nd

Fünfter Tag der Gefechte
in Kundus
Kabul. Auch am fünften Tag nach
einem Angriff der Taliban auf die
nordafghanische Stadt Kundus
gingen dort die Kämpfe weiter.
Viele Gegenden seien »mittler-
weile von Kämpfern befreit« wor-
den, sagte das Provinzratsmit-
glied Sargul Alimi am Freitag. Es
gehe nur langsam voran und kön-
ne weitere zwei Wochen dauern,
bis alle Taliban aus der Stadt ver-
trieben worden seien. dpa/nd

May schürt Fremdenfeindlichkeit
Britische Konservative wollen Arbeitsmigranten das Leben schwer machen und versprechen den Arbeitern Hilfe
Gegen die Wirtschaft und gegen Ar-
beitsplätze: Theresa May will den
harten Brexit – und die fremden-
feindlichen Vorurteile ihrer Wäh-
ler bedienen.

Von Ian King, London

Sie strömten aus ihren Kleinstädten
und ländlichen Idyllen – Ältere zu-
meist, konservative Brexit-WählerIn-
nen – und klatschten in Birmingham
auf dem Tory-Parteitag ihrer neuen
Heiligen Theresa May zu. Die ehe-
malige Anhängerin des EU-Verbleibs
redete die Entscheidung vom 23. Juni
als »leise Revolution« schön. Rafael
Behr, Kolumnist des linksliberalen
»Guardian«, stellte eine »Rückkehr
zum wahren Glauben« fest.
Dabei half es, dass die Vertreter der

alten Lehre – David Cameron und sein
Finanzminister George Osborne –
durch Abwesenheit glänzten. Zu den
wenigen Remainers, die sich in den
Konferenzsaal trauten, gehörte Mays
Ex-Staatssekretär im Innenministeri-
um Nick Herbert, der die Brexit-Un-
terhändler David Davis, Außenmi-
nister Boris Johnson sowie Außen-
handelschef Liam Fox in Erinnerung
an einen Kinderreim als »drei blinde
Mäuse« verhöhnte. Ihm tapfer zur
Seite stand Anna Soubry, die Fox’ Be-
schwörung des »freieren Freihan-
dels« als Unsinn entlarvte. Sonst
schienen die Brexiter unter sich.
Denn May entschied, gleich zum

Parteitagsauftakt den Brexit-Stier bei
den Hörnern zu packen. Das kont-
rastierte stark mit ihrem Auftritt im
Abstimmungskampf: Da hielt sie sich
so bedeckt, dass Camerons Kommu-
nikationsdirektor Craig Oliver sie in
einem neuen Buch als »submarine«,
also als abgetauchtes U-Boot be-
schrieb. Nach dem gegenseitigen Ab-

schlachten um die Cameron-Nach-
folge blieb sie als einzige Überleben-
de auf der Bühne und ergriff die blu-
tige Krone. May galt als sichere Wahl,
die die Partei zusammenführen
könnte. 44 Prozent der Wähler schät-
zen ihre bisherige Arbeit, Jeremy
Corbyn bringt es für Labour auf 17
Prozent.
Dabei war May als Innenministerin

für den PR-Coup verantwortlich,
Transporter mit Parolen gegen ille-
gale Einwanderer herumfahren zu
lassen: Die fremdenfeindliche Hetze
nach dem Brexit-Votum, die zum
Mord an dem Polen Arkadiusz Jowzik
führte, kam nicht wie ein Blitz aus hei-
terem Himmel. So gesehen war es nur
konsequent, dass May sofort auf ei-
nen »harten Brexit« zusteuerte, wie
von den EU-Feinden erwünscht. Das
heißt: Ihre erste Priorität blieb die Ein-
dämmung der Migration aus EU- (und
anderen) Ländern.Wenn diesmit dem
Ausschluss aus dem EU-Binnenmarkt
bezahlt werden muss, ist dies für May
ein akzeptabler Preis. Mag der Nis-
san-Renault-Chef Carlos Ghosn mit
einem kaum verhüllten Investitions-
stopp für das Werk im nordostengli-
schen Sunderland drohen – in einem
Gebiet mit hoher Arbeitslosigkeit –,
auch neue EU-Zölle schrecken May
nicht. Mag sich das Pfund seit ihrer
Sonntagsrede im steilen Sinkflug be-
finden – am schwächsten gegenüber
dem Dollar seit 1985 –, sie bleibt hart.
Im Zweifel gegen die Wirtschaft, ge-
gen die Arbeitsplätze, gegen das Land
– für die Vorurteile ihrer WählerIn-
nen, die nicht zur rechten Partei UKIP
abwandern sollten.
Bei dieser kopflosen Migranten-

verfolgung vergaß die Partei, wer als
Innenministerin während der Stei-
gerung der Einwandererzahlen am-
tiert hatte – Theresa May – und lie-

ßen links liegen, dass MigrantInnen
der Beweis für den wirtschaftlichen
Erfolg des Landes waren. In ein wirt-
schaftlich kaputtes Land will keiner
kommen, wie man im Brexit-Britan-
nien bald sehen könnte. Finanzmi-
nister Philip Hammond rechnet
nämlich mit Wachstumsverlusten
durch den EU-Austritt in Höhe zwi-
schen vier und acht Prozent. Auch
weitere Nachteile drohen. Weniger
ausländische StudentInnen, wie von
der neuen Innenministerin Amber
Rudd verlangt, würde an britischen
Universitäten zur geistigen Ver-
sumpfung und zur finanziellen
Klemme führen, sind diese doch auf
neue Ideen und hohe Studienge-
bühren angewiesen. Die Migranten-
hetze ignoriert auch das Schicksal der
mehr als eine Million Briten, die in
anderen EU-Ländern wohnen und
arbeiten.
Dagegen verblassten die positiven

Ideen in Mays Abschlussrede. Der
Staat solle nicht verdorren, sondern
Not leidenden ArbeiterInnen unter
die Arme greifen, denn diese hätten
die Hauptlast der Bankenkrise ge-
tragen. Häuserbau und Transport-
verbesserungen sollten Priorität ge-
nießen, Austerität sei Schnee von
gestern. Genau die Politik von Ed Mi-
liband, wogegen die Tories bei der
Wahl 2015 Sturm liefen.
Wird Mays Herz für die kleinen

Leute sich auch in Handlungen um-
setzen, wie ein Ende des jahrelangen
Lohnstopps im öffentlichen Dienst
oder die Umleitung des nicht mehr zu
zahlenden EU-Beitrages in den Not
leidenden Nationalen Gesundheits-
dienst? Wird Philip Hammond es wa-
gen, angesichts von zurückgehenden
Investitionen sich mit Steuervermei-
dern wie Amazon anzulegen? Drei-
mal darf man raten.Für jeden? Für jede Britin und jeden Briten, müsste es korrekt heißen. Foto: AFP/B. Stansall

Peking rollt den Renminbi nach London
China und Großbritannien wollen aus dem Brexit für sich das Beste machen

Das Reich der Mitte richtet sich ge-
lassen auf den Brexit ein und sieht
seinen Vorteil – und die EU bleibt
ja ohnehin als Partner.

Von Werner Birnstiel

Bemerkenswert intensiv werden nach
dem Treffen von Chinas Präsident Xi
Jinping mit der britischen Premier-
ministerin Theresa May beim G20 -
Gipfel in Hangzhou Anfang Septem-
ber nun Mittel und Wege erkundet,
wie die Beziehungen zwischen bei-
den Ländern nach dem Brexit-Votum
gestaltet werden können. 2016 mar-
kiere den Beginn einer »Goldenen
Ära« in der Zusammenarbeit, 2017
werde dementsprechend der 45. Jah-
restag der Aufnahme diplomatischer
Beziehungen gewürdigt. China sei
bereit, die »strategische Partner-
schaft für das 21. Jahrhundert« mit
Großbritannien auf eine höhere Stu-
fe zu führen. Das gegenseitige politi-
sche Vertrauen müsse aber vertieft

werden und zu Stabilität und Ent-
wicklung in den Beziehungen füh-
ren, so Xi.
London reagierte rasch und zog

seinen derzeit stärksten Trumpf aus
dem Ärmel. Unmittelbar nach dem
Treffen Xi-May besuchte der Lord
Mayor of London und Vorsitzende der
City of London Corporation, Jeffrey
Mountevans, der Vorsteher der Lon-
doner Finanzwelt also, Chinas poli-
tische und Wirtschaftszentren Pe-
king, Shanghai, Tianjin und – natür-
lich – Hongkong, ehemalige »Kron-
kolonie« und Lieblingsmetropole der
Briten in Asien.
Lord Mountevans bekräftigte, was

beiden Seiten wichtig ist: Das Welt-
finanzzentrum London wird sich
wirtschafts- und finanzpolitisch Pe-
king weiter öffnen und noch wir-
kungsvoller als Internationalisie-
rungszentrum für den Renminbi
(RMB) fungieren. Zusammen mit Pe-
king und Hongkong werde alles ge-
tan, um die Internationalisierung der

chinesischen Währung voranzutrei-
ben. An Wert gewinnt diese Zusage
für beide Seiten vor allem politisch,
aber auch finanztechnisch, denn der
RMB wurde am 1.Oktober in den

Währungskorb des IWF aufgenom-
men und gehört damit zu den fünf so
genannten Weltreservewährungen.
So ändern sich die Zeiten – nun

präsentiert sich das Vereinigte Kö-
nigreich (UK) als Anbieter im Reich
der Mitte. Das umsomehr, da derWa-
renverkehr zwischen beiden Ländern

nicht sonderlich entwickelt ist. Vor
allem Großbritanniens ständiges
Handelsdefizit müsste abgebaut wer-
den. Im Jahre 2015 standen bei 79,96
Milliarden Euro Warenaustausch
55,16 Milliarden Einfuhr aus China
nur 24,8 Milliarden Ausfuhr gegen-
über. Zugesagt wurde auch britische
Unterstützung für das Projekt Neue
Seidenstraße.
Peking kann all das gelassen se-

hen, denn die EU ist und bleibt mit
Abstand wichtigster politischer und
Wirtschaftspartner. Zugleich stärkt
der Brexit Chinas geopolitische Posi-
tion gegenüber der EU, versucht Lon-
don doch nun nach Kräften, parallel
zur finanzpolitischen Zusammenar-
beit ebenso chinesische Investitionen
ins Land zu holen, bis 2015waren das
46,5 Milliarden Euro, Tendenz stei-
gend.
Eine Nagelprobe ist auch das grü-

ne Licht der Briten vom vergangenen
Donnerstag für die Beteiligung Chi-
nas am Bau des Atomkraftwerks Hin-

kley Point in Südwest-Englandmit 6,9
Milliarden Euro – bisher kalkulierte
Gesamtkosten 20,8 Milliarden Euro.
Damit exportiert China erstmals sei-
ne Atomtechnologie in ein hoch ent-
wickeltes Industrieland.
Politisch schaut Peking aber noch

weiter: Theresa May wird eine prag-
matische Politik zugetraut, so dass sie
trotz komplizierter Brexit-Probleme
die politische Stabilität im Vereinig-
ten Königreich zu erhalten vermag
und bei einem Wahlsieg bis 2025 im
Amt bleiben würde. Der Labour-Par-
tei hingegen wird ein Wahlsieg 2020
nicht zugetraut.
Alles in allem befindet sich Peking

in einer komfortablen Situation, es
kann je nach Sachlage fordern und
fördern. Ein gern gesehener Neben-
effekt wird es sein, dass es in Hong-
kong viel weniger Bestrebungen als
bisher geben wird, sich an britischen
Demokratievorstellungen auszurich-
ten. London will hier Geschäfte ma-
chen. Das braucht Stabilität.

Der Brexit stärkt
Chinas geopolitische
Position gegenüber
der EU und London
versucht nach Kräften,
chinesische Investitionen
ins Land zu holen.

Aleppo bald »komplett zerstört«
UN-Sicherheitsrat berät über Lage in der syrischen Stadt

Beirut. Vor einer Dringlichkeitssit-
zung des UN-Sicherheitsrats zu Sy-
rien haben die Truppen von Staats-
chef Baschar al-Assad ihren Vor-
marsch in der syrischen Stadt Alep-
po fortgesetzt. Die in Großbritanni-
en ansässige Syrische Beobach-
tungsstelle für Menschenrechte be-
richtete von Kämpfen in mehreren
Stadtvierteln. Im südlichen Stadtteil
Scheich Said nahm die Armee dem-
nach einen Hügel ein, doch die Re-
bellen eroberten andere Teile des
Stadtviertels zurück. Die Angaben
der den Aufständischen nahe ste-
henden Beobachtungsstelle, die sich
auf Mitarbeiter vor Ort beruft, kön-
nen von unabhängiger Seite nur
schwer überprüft werden.
In dem von den Rebellen mit Ra-

keten beschossenen westlichen

Stadtteil Midan wurden vier Men-
schen getötet, wie das syrische
Staatsfernsehen berichtete. Zu-
gleich verließen demnach Men-
schen den von den Rebellen gehal-
tenen Ostteil Aleppos über soge-
nannte humanitäre Korridore. Die
Zahl der Menschen im Osten Alep-
pos wird auf gut 250 000 geschätzt.
In dem von der Regierung kontrol-
lierten Westteil sollen sich etwa 1,2
Millionen Menschen befinden.
Bei der Sitzung des Sicherheits-

rats wollte der Syriengesandte der
Vereinten Nationen, Staffan de Mis-
tura, UN-Diplomaten zufolge per Vi-
deoschaltung über die Lage im um-
kämpften Aleppo berichten. De Mis-
tura hatte zuvor gewarnt, der Osten
von Aleppo werde bis Ende des Jah-
res »komplett zerstört« sein, sollten

die Regierungstruppen ihre Angriffe
wie bisher fortsetzen.
Die verbliebenen Kliniken in den

Rebellengebieten Aleppos sind der
Organisation Ärzte ohne Grenzen
zufolge seit Juli mindestens 23 Mal
angegriffen worden. Im Osten der
Stadt sei der Zugang zu medizini-
scher Versorgung »extrem be-
grenzt«, erklärte die Gruppe. Die
acht Kliniken würden von der gro-
ßen Zahl an Verletzten erdrückt.
»Die Menschen sterben sprichwört-
lich auf dem Boden der Einrichtun-
gen«, hieß es. »Die Situation ist un-
tragbar«, sagte der Syrien-Verant-
wortliche der Organisation, Carlos
Francisco. »Die wenigen verblei-
benden Ärzte mit der Fähigkeit, Le-
ben zu retten, sehen ebenfalls dem
Tod ins Auge.« Agenturen/nd

 

6 Politik
*

Sonnabend/Sonntag, 8./9. Oktober 2016 uneues deutschland

Die Mutter war‘s!
Nach einem langen und erfüllten Leben nehmen wir Abschied 

von unserer Mutter, Oma, Uroma und Ururoma

Dr. Gertrud Vogler
geb. 20.07.1921               gest. 26.08.2016

In stiller Trauer und großer Dankbarkeit Deine Kinder
Dr. Wolfgang Vogler
Dr. Klaus Vogler
Dr. Renate Hill
Reinhard Vogler

Deine sieben Enkel, elf Urenkel, die Ururenkelin Miriam sowie
die Schwiegerkinder und Schwiegerenkel aus aller Welt.

Die Trauerfeier findet am Samstag, den 15. Oktober 2016, um 11.00 Uhr 
auf dem Westfriedhof in Magdeburg statt.

Von Blumenspenden bitten wir Abstand zu nehmen. Es besteht die Möglichkeit, 
für das Projekt „Dialog der Generationen“ zu spenden, dessen Gründungsmutter
sie war, und worin sie bis kurz vor ihrem Tod noch viele internationale Studenten 

in der deutschen Sprache unterrichtet hat.

ANZEIGE

NACHRICHTEN

Ex-Premier Blair erwägt
politisches Comeback
London. Der ehemalige britische
Premierminister Tony Blair (1997
bis 2007) erwägt ein politisches
Comeback. Er wolle die Mitte ge-
genüber den Konservativen und
den »Linksextremisten« stärken,
sagte Blair in einem am Freitag
veröffentlichten Interview des
Magazins »Esquire«. Er wisse aber
nicht, ob es eine »Rolle« für ihn
gebe, fügte der 63-jährige La-
bour-Politiker hinzu. Er fühle sich
»stark betroffen« und sei »sehr
motiviert«, aber die Frage, was er
genau beitragen könne, bleibe
»offen«, fügte Blair hinzu. Blair
sprach von einer »gewaltigen Re-
aktion« gegen die von ihm ver-
tretene Politik. AFP/nd

Politkowskaja-Mord: Ruf
nach neuen Ermittlungen
Moskau. Am zehnten Todestag der
kremlkritischen Journalistin Anna
Politkowskaja hat die oppositio-
nelle Zeitung »Nowaja Gaseta« der
russischen Führung mangelnden
Aufklärungswillen vorgeworfen.
Frühere Kollegen der ermordeten
Reporterin forderten die Justiz am
Freitag in einem Video auf, end-
lich nach den Drahtziehern zu su-
chen. »Der Auftraggeber des Mor-
des an meiner Mutter muss ge-
funden werden«, appellierte Po-
litkowskajas Sohn Ilja in dem et-
wa dreiminütigen Clip. Auch die
Menschenrechtsorganisation Am-
nesty International kritisierte, dass
bei den bisherigen Gerichtspro-
zessen zu dem Fall nie über die
Hintermänner gesprochen wurde.
»Ein Anschlag auf Journalisten ist
immer auch ein Anschlag auf die
Wahrheit«, sagte Sergej Nikitin,
Russland-Chef von Amnesty In-
ternational. Politkowskaja war am
7. Oktober 2006 vor ihrer Woh-
nung in Moskau erschossen wor-
den. Sie hatte vor allem aus dem
russischen Konfliktgebiet Tschet-
schenien im Nordkaukasus über
Menschenrechtsverletzungen be-
richtet. dpa/nd

Europarat: Türkei muss
Ausnahmerecht beenden
Straßburg. Der Menschenrechts-
beauftragte des Europarats hat die
Türkei aufgefordert, den Aus-
nahmezustand so schnell wie
möglich zu beenden. Das Land
müsse dringend wieder rechts-
staatliche Verfahren einführen,
schrieb Nils Muiznieks in einem
Bericht vom Freitag nach einem
Besuch in dem Land Ende Sep-
tember. Ankara hatte den Aus-
nahmezustand nach dem Putsch-
versuch Mitte Juli verhängt und
Anfang der Woche um drei Mo-
nate bis Mitte Januar verlängert.
Die Dekrete gäben den Behörden
sehr viel Macht und beschränkten
Menschenrechtsstandards sowie
das Rechtsstaatsprinzip, schrieb
Muiznieks. dpa/nd

Türkischer Botschafter
zurück in Berlin
Berlin. Der türkische Botschafter
in Berlin, Hüseyin Avni Karsioglu,
ist nach mehrmonatiger Abwe-
senheit nach Deutschland zu-
rückgekehrt. Der Staatssekretär
im Auswärtigen Amt, Markus
Ederer, begrüßte dies als »einen
wichtigen positiven Schritt in den
bilateralen Beziehungen«. Karsi-
oglu war abgezogen worden,
nachdem der Bundestag die Mas-
saker an den Armeniern und an-
deren christlichen Minderheiten
im Osmanischen Reich während
des Ersten Weltkrieges als Völ-
kermord eingestuft hatte. AFP/nd

Fünfter Tag der Gefechte
in Kundus
Kabul. Auch am fünften Tag nach
einem Angriff der Taliban auf die
nordafghanische Stadt Kundus
gingen dort die Kämpfe weiter.
Viele Gegenden seien »mittler-
weile von Kämpfern befreit« wor-
den, sagte das Provinzratsmit-
glied Sargul Alimi am Freitag. Es
gehe nur langsam voran und kön-
ne weitere zwei Wochen dauern,
bis alle Taliban aus der Stadt ver-
trieben worden seien. dpa/nd

May schürt Fremdenfeindlichkeit
Britische Konservative wollen Arbeitsmigranten das Leben schwer machen und versprechen den Arbeitern Hilfe
Gegen die Wirtschaft und gegen Ar-
beitsplätze: Theresa May will den
harten Brexit – und die fremden-
feindlichen Vorurteile ihrer Wäh-
ler bedienen.

Von Ian King, London

Sie strömten aus ihren Kleinstädten
und ländlichen Idyllen – Ältere zu-
meist, konservative Brexit-WählerIn-
nen – und klatschten in Birmingham
auf dem Tory-Parteitag ihrer neuen
Heiligen Theresa May zu. Die ehe-
malige Anhängerin des EU-Verbleibs
redete die Entscheidung vom 23. Juni
als »leise Revolution« schön. Rafael
Behr, Kolumnist des linksliberalen
»Guardian«, stellte eine »Rückkehr
zum wahren Glauben« fest.
Dabei half es, dass die Vertreter der

alten Lehre – David Cameron und sein
Finanzminister George Osborne –
durch Abwesenheit glänzten. Zu den
wenigen Remainers, die sich in den
Konferenzsaal trauten, gehörte Mays
Ex-Staatssekretär im Innenministeri-
um Nick Herbert, der die Brexit-Un-
terhändler David Davis, Außenmi-
nister Boris Johnson sowie Außen-
handelschef Liam Fox in Erinnerung
an einen Kinderreim als »drei blinde
Mäuse« verhöhnte. Ihm tapfer zur
Seite stand Anna Soubry, die Fox’ Be-
schwörung des »freieren Freihan-
dels« als Unsinn entlarvte. Sonst
schienen die Brexiter unter sich.
Denn May entschied, gleich zum

Parteitagsauftakt den Brexit-Stier bei
den Hörnern zu packen. Das kont-
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Corbyn bringt es für Labour auf 17
Prozent.
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Transporter mit Parolen gegen ille-
gale Einwanderer herumfahren zu
lassen: Die fremdenfeindliche Hetze
nach dem Brexit-Votum, die zum
Mord an dem Polen Arkadiusz Jowzik
führte, kam nicht wie ein Blitz aus hei-
terem Himmel. So gesehen war es nur
konsequent, dass May sofort auf ei-
nen »harten Brexit« zusteuerte, wie
von den EU-Feinden erwünscht. Das
heißt: Ihre erste Priorität blieb die Ein-
dämmung der Migration aus EU- (und
anderen) Ländern.Wenn diesmit dem
Ausschluss aus dem EU-Binnenmarkt
bezahlt werden muss, ist dies für May
ein akzeptabler Preis. Mag der Nis-
san-Renault-Chef Carlos Ghosn mit
einem kaum verhüllten Investitions-
stopp für das Werk im nordostengli-
schen Sunderland drohen – in einem
Gebiet mit hoher Arbeitslosigkeit –,
auch neue EU-Zölle schrecken May
nicht. Mag sich das Pfund seit ihrer
Sonntagsrede im steilen Sinkflug be-
finden – am schwächsten gegenüber
dem Dollar seit 1985 –, sie bleibt hart.
Im Zweifel gegen die Wirtschaft, ge-
gen die Arbeitsplätze, gegen das Land
– für die Vorurteile ihrer WählerIn-
nen, die nicht zur rechten Partei UKIP
abwandern sollten.
Bei dieser kopflosen Migranten-

verfolgung vergaß die Partei, wer als
Innenministerin während der Stei-
gerung der Einwandererzahlen am-
tiert hatte – Theresa May – und lie-

ßen links liegen, dass MigrantInnen
der Beweis für den wirtschaftlichen
Erfolg des Landes waren. In ein wirt-
schaftlich kaputtes Land will keiner
kommen, wie man im Brexit-Britan-
nien bald sehen könnte. Finanzmi-
nister Philip Hammond rechnet
nämlich mit Wachstumsverlusten
durch den EU-Austritt in Höhe zwi-
schen vier und acht Prozent. Auch
weitere Nachteile drohen. Weniger
ausländische StudentInnen, wie von
der neuen Innenministerin Amber
Rudd verlangt, würde an britischen
Universitäten zur geistigen Ver-
sumpfung und zur finanziellen
Klemme führen, sind diese doch auf
neue Ideen und hohe Studienge-
bühren angewiesen. Die Migranten-
hetze ignoriert auch das Schicksal der
mehr als eine Million Briten, die in
anderen EU-Ländern wohnen und
arbeiten.
Dagegen verblassten die positiven

Ideen in Mays Abschlussrede. Der
Staat solle nicht verdorren, sondern
Not leidenden ArbeiterInnen unter
die Arme greifen, denn diese hätten
die Hauptlast der Bankenkrise ge-
tragen. Häuserbau und Transport-
verbesserungen sollten Priorität ge-
nießen, Austerität sei Schnee von
gestern. Genau die Politik von Ed Mi-
liband, wogegen die Tories bei der
Wahl 2015 Sturm liefen.
Wird Mays Herz für die kleinen

Leute sich auch in Handlungen um-
setzen, wie ein Ende des jahrelangen
Lohnstopps im öffentlichen Dienst
oder die Umleitung des nicht mehr zu
zahlenden EU-Beitrages in den Not
leidenden Nationalen Gesundheits-
dienst? Wird Philip Hammond es wa-
gen, angesichts von zurückgehenden
Investitionen sich mit Steuervermei-
dern wie Amazon anzulegen? Drei-
mal darf man raten.Für jeden? Für jede Britin und jeden Briten, müsste es korrekt heißen. Foto: AFP/B. Stansall

Peking rollt den Renminbi nach London
China und Großbritannien wollen aus dem Brexit für sich das Beste machen

Das Reich der Mitte richtet sich ge-
lassen auf den Brexit ein und sieht
seinen Vorteil – und die EU bleibt
ja ohnehin als Partner.

Von Werner Birnstiel

Bemerkenswert intensiv werden nach
dem Treffen von Chinas Präsident Xi
Jinping mit der britischen Premier-
ministerin Theresa May beim G20 -
Gipfel in Hangzhou Anfang Septem-
ber nun Mittel und Wege erkundet,
wie die Beziehungen zwischen bei-
den Ländern nach dem Brexit-Votum
gestaltet werden können. 2016 mar-
kiere den Beginn einer »Goldenen
Ära« in der Zusammenarbeit, 2017
werde dementsprechend der 45. Jah-
restag der Aufnahme diplomatischer
Beziehungen gewürdigt. China sei
bereit, die »strategische Partner-
schaft für das 21. Jahrhundert« mit
Großbritannien auf eine höhere Stu-
fe zu führen. Das gegenseitige politi-
sche Vertrauen müsse aber vertieft

werden und zu Stabilität und Ent-
wicklung in den Beziehungen füh-
ren, so Xi.
London reagierte rasch und zog

seinen derzeit stärksten Trumpf aus
dem Ärmel. Unmittelbar nach dem
Treffen Xi-May besuchte der Lord
Mayor of London und Vorsitzende der
City of London Corporation, Jeffrey
Mountevans, der Vorsteher der Lon-
doner Finanzwelt also, Chinas poli-
tische und Wirtschaftszentren Pe-
king, Shanghai, Tianjin und – natür-
lich – Hongkong, ehemalige »Kron-
kolonie« und Lieblingsmetropole der
Briten in Asien.
Lord Mountevans bekräftigte, was

beiden Seiten wichtig ist: Das Welt-
finanzzentrum London wird sich
wirtschafts- und finanzpolitisch Pe-
king weiter öffnen und noch wir-
kungsvoller als Internationalisie-
rungszentrum für den Renminbi
(RMB) fungieren. Zusammen mit Pe-
king und Hongkong werde alles ge-
tan, um die Internationalisierung der

chinesischen Währung voranzutrei-
ben. An Wert gewinnt diese Zusage
für beide Seiten vor allem politisch,
aber auch finanztechnisch, denn der
RMB wurde am 1.Oktober in den

Währungskorb des IWF aufgenom-
men und gehört damit zu den fünf so
genannten Weltreservewährungen.
So ändern sich die Zeiten – nun

präsentiert sich das Vereinigte Kö-
nigreich (UK) als Anbieter im Reich
der Mitte. Das umsomehr, da derWa-
renverkehr zwischen beiden Ländern

nicht sonderlich entwickelt ist. Vor
allem Großbritanniens ständiges
Handelsdefizit müsste abgebaut wer-
den. Im Jahre 2015 standen bei 79,96
Milliarden Euro Warenaustausch
55,16 Milliarden Einfuhr aus China
nur 24,8 Milliarden Ausfuhr gegen-
über. Zugesagt wurde auch britische
Unterstützung für das Projekt Neue
Seidenstraße.
Peking kann all das gelassen se-

hen, denn die EU ist und bleibt mit
Abstand wichtigster politischer und
Wirtschaftspartner. Zugleich stärkt
der Brexit Chinas geopolitische Posi-
tion gegenüber der EU, versucht Lon-
don doch nun nach Kräften, parallel
zur finanzpolitischen Zusammenar-
beit ebenso chinesische Investitionen
ins Land zu holen, bis 2015waren das
46,5 Milliarden Euro, Tendenz stei-
gend.
Eine Nagelprobe ist auch das grü-

ne Licht der Briten vom vergangenen
Donnerstag für die Beteiligung Chi-
nas am Bau des Atomkraftwerks Hin-

kley Point in Südwest-Englandmit 6,9
Milliarden Euro – bisher kalkulierte
Gesamtkosten 20,8 Milliarden Euro.
Damit exportiert China erstmals sei-
ne Atomtechnologie in ein hoch ent-
wickeltes Industrieland.
Politisch schaut Peking aber noch

weiter: Theresa May wird eine prag-
matische Politik zugetraut, so dass sie
trotz komplizierter Brexit-Probleme
die politische Stabilität im Vereinig-
ten Königreich zu erhalten vermag
und bei einem Wahlsieg bis 2025 im
Amt bleiben würde. Der Labour-Par-
tei hingegen wird ein Wahlsieg 2020
nicht zugetraut.
Alles in allem befindet sich Peking

in einer komfortablen Situation, es
kann je nach Sachlage fordern und
fördern. Ein gern gesehener Neben-
effekt wird es sein, dass es in Hong-
kong viel weniger Bestrebungen als
bisher geben wird, sich an britischen
Demokratievorstellungen auszurich-
ten. London will hier Geschäfte ma-
chen. Das braucht Stabilität.

Der Brexit stärkt
Chinas geopolitische
Position gegenüber
der EU und London
versucht nach Kräften,
chinesische Investitionen
ins Land zu holen.

Aleppo bald »komplett zerstört«
UN-Sicherheitsrat berät über Lage in der syrischen Stadt

Beirut. Vor einer Dringlichkeitssit-
zung des UN-Sicherheitsrats zu Sy-
rien haben die Truppen von Staats-
chef Baschar al-Assad ihren Vor-
marsch in der syrischen Stadt Alep-
po fortgesetzt. Die in Großbritanni-
en ansässige Syrische Beobach-
tungsstelle für Menschenrechte be-
richtete von Kämpfen in mehreren
Stadtvierteln. Im südlichen Stadtteil
Scheich Said nahm die Armee dem-
nach einen Hügel ein, doch die Re-
bellen eroberten andere Teile des
Stadtviertels zurück. Die Angaben
der den Aufständischen nahe ste-
henden Beobachtungsstelle, die sich
auf Mitarbeiter vor Ort beruft, kön-
nen von unabhängiger Seite nur
schwer überprüft werden.
In dem von den Rebellen mit Ra-

keten beschossenen westlichen

Stadtteil Midan wurden vier Men-
schen getötet, wie das syrische
Staatsfernsehen berichtete. Zu-
gleich verließen demnach Men-
schen den von den Rebellen gehal-
tenen Ostteil Aleppos über soge-
nannte humanitäre Korridore. Die
Zahl der Menschen im Osten Alep-
pos wird auf gut 250 000 geschätzt.
In dem von der Regierung kontrol-
lierten Westteil sollen sich etwa 1,2
Millionen Menschen befinden.
Bei der Sitzung des Sicherheits-

rats wollte der Syriengesandte der
Vereinten Nationen, Staffan de Mis-
tura, UN-Diplomaten zufolge per Vi-
deoschaltung über die Lage im um-
kämpften Aleppo berichten. De Mis-
tura hatte zuvor gewarnt, der Osten
von Aleppo werde bis Ende des Jah-
res »komplett zerstört« sein, sollten

die Regierungstruppen ihre Angriffe
wie bisher fortsetzen.
Die verbliebenen Kliniken in den

Rebellengebieten Aleppos sind der
Organisation Ärzte ohne Grenzen
zufolge seit Juli mindestens 23 Mal
angegriffen worden. Im Osten der
Stadt sei der Zugang zu medizini-
scher Versorgung »extrem be-
grenzt«, erklärte die Gruppe. Die
acht Kliniken würden von der gro-
ßen Zahl an Verletzten erdrückt.
»Die Menschen sterben sprichwört-
lich auf dem Boden der Einrichtun-
gen«, hieß es. »Die Situation ist un-
tragbar«, sagte der Syrien-Verant-
wortliche der Organisation, Carlos
Francisco. »Die wenigen verblei-
benden Ärzte mit der Fähigkeit, Le-
ben zu retten, sehen ebenfalls dem
Tod ins Auge.« Agenturen/nd


